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Der jüngste Bildungsbericht der 
OECD hat die Probleme Deutschlands 
mit der Integration seiner Einwande-
rer und ihrer Nachkommen wieder 
einmal bestätigt: Die Leistungsunter-
schiede zwischen einheimischen 
Schülern und Schülern mit Migrati-
onshintergrund sind erheblich.1 Und 
er fügt eine neue Erkenntnis hinzu: 
Der Abstand zwischen Einheimischen 
und Einwanderern verstärkt sich in 
der zweiten Generation noch einmal 
deutlich. Die OECD-Studie zeigt, dass 
Kinder und Jugendliche, die deutsche 
Bildungsinstitutionen von Anfang an 
durchlaufen, schlechter abschneiden 

als diejenigen, die erst später hinzu-
kommen, also einen Teil ihrer 
Schullaufbahn im Ausland genossen 
haben. 

Das gibt es so in keinem anderen 
der untersuchten Länder.2 Den ande-
ren Ländern gelingt eine – zum Teil 
erhebliche – Verbesserung des Leis-
tungsniveaus der Migranten von der 
ersten zur zweiten Generation.3 Dass 
es in allen anderen Ländern besser 
oder zum Teil sogar sehr gut mit der 
Bildungsintegration der Migranten-
kinder klappt, kann zwar optimistisch 
stimmen. Für das heutige Deutsch-
land ist es aber ein deutliches Zeichen, 
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Britta Schellenberg | Schüler mit Migrationshintergrund erbringen deutlich 
schlechtere Leistungen als ihre deutschen Altersgenossen. Die Politik muss 
endlich umfassende Maßnahmen ergreifen, vor allem im Grund- und 
Hauptschulbereich, damit Eingliederung in Berufswelt und Gesellschaft 
besser gelingen und Bildung kein Privileg der Bessergestellten bleibt.

1 Max-Planck-Institut für Bildungsforschung (Hrsg.): PISA 2000: Die Studie im Überblick. Grund-
lagen, Methoden und Ergebnisse, Berlin 2000, S. 21. OECD 2006: Wo haben Schüler mit Migrations-
hintergrund die größten Erfolgschancen: Eine vergleichende Analyse von Leistung und Engagement in 
PISA 2003. Die OECD-Studie analysiert auf Grundlage der Daten der PISA-Studie von 2003 die 
Situation von Jugendlichen mit Migrationshintergrund.  
2 In geringerem Maße gibt es dieses Verhältnis auch in Dänemark und Belgien. 
3 OECD 2006 (Anm. 1), Kurzzusammenfassung S. 1–10, vgl. S. 7 ff. Fo
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dass sowohl die Bildungspolitik als 
auch die Integrationspolitik der ver-
gangenen Jahre und Jahrzehnte ver-
sagt haben – international betrachtet, 
unvergleichbar versagt sogar.

Massive Wahrnehmungsprobleme

Die bittere Situation, in die sich 
Deutschland manövriert hat, lässt sich 
bisher nur erahnen: Denn – und 
hieran sieht man, wie grundlegend die 
Probleme mit der Integration von Zu-
wanderern sind – repräsentative 
Daten über die Migrantenpopulation 
und ihre Entwicklung gibt es bislang 
nicht.

Durch nationale Initiativen waren 
bisher keine repräsentativen Daten 
über Migrantenkinder und -jugend-
liche im deutschen Bildungssystem 
vorhanden. Das liegt vornehmlich an 
einer verfehlten Wahrnehmung, wel-
che die Erkenntnis, dass Deutschland 
schon lange ein Einwanderungsland 
ist, verhinderte. Statistische Erhebun-
gen wie der Mikrozensus oder die 
amtlichen Bildungsstatistiken unter-
schieden bislang lediglich zwischen 
Deutschen und Ausländern (und den 
jeweiligen nationalen Ausländergrup-
pen). Da die Erhebungen nur das 
Merkmal Staatsangehörigkeit erfass-
ten, konnten sie nur sehr unzurei-
chend Aussagen über Kinder und Ju-
gendliche aus Familien mit Migra-
tionserfahrung (z.B. Einbürgerung, 
Unterscheidung erste, zweite, dritte 
Generation, Integration) treffen. Die 
bisherige Datenlage ließ keineswegs 
Einsichten und Empfehlungen zu, die 
das komplexe Phänomen der Zuwan-

derung und Integration von Migran-
ten beschreiben wollten. Tatsächlich 
wird in der politischen und öffentli-
chen Diskussion in Deutschland der 
Begriff Migrant oder Zugewanderter 
häufig mit Ausländer gleichgesetzt 
und entsprechend leichtfertig wurde 
(und wird) auf eine Datenlage zu-
rückgegriffen, die das Phänomen „Zu-
/Einwanderung“ in Deutschland zu-
mindest zum Teil verfehlt.4

Die bislang erfassten Daten bezie-
hen sich also auf das unterschiedliche 
Bildungsverhalten von deutschen und 
ausländischen Kindern und Jugend-
lichen und deuten für sich bereits auf 
massive Probleme der Bildungsinteg-
ration hin: Die Performance der aus-
ländischen Kinder und Jugendlichen 
im deutschen Schulsystem unterschei-
det sich enorm von der der deutschen 
Schüler: Ausländer bleiben häufiger 
sitzen (in der 
Grundschule vier-
mal so oft),5 sie be-
suchen wesentlich 
öfter die Haupt-
schule, und sind in 
den höheren Bil-
dungsgängen wie der Realschule oder 
dem Gymnasium weit unterrepräsen-
tiert. Einen Hauptschulabschluss er-
reichen 40,9 Prozent der Ausländer 
und 23,5 Prozent der Deutschen, 
einen Realschulabschluss 43,7 Pro-
zent der Ausländer und 30,8 Prozent 
der Deutschen, den Fachhochschul-
abschluss 1,3 Prozent Ausländer, 
1,2 Prozent Deutsche, die allgemeine 
Hochschulreife 8,9 Prozent Ausländer 
und 24,3 Prozent Deutsche; ohne Ab-

4 Allerdings gibt es durchaus internationale Berichte, die den Bildungschancen von Kindern und 
Jugendlichen mit Migrationshintergrund besondere Aufmerksamkeit schenken: die Berichte der 
UN-Ausschüsse, der UN-Aktionsprogramme, der Arbeit der Europäischen Kommission gegen 
Rassismus und Intoleranz (ECRI).  
5 Lisa Britz: Bildung und Integration, zu finden unter http://www.bpb.de/themen/TJ9J7T.html, S. 8.  

Das Bildungsverhalten ist 
unterschiedlich: Ausländische 
Kinder bleiben häufiger sitzen 
und besuchen wesentlich 
öfter die Hauptschule.
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Deutschland muss sich 
endlich den Aufgaben eines 
Einwanderungslands stellen.

schluss verlassen 18,1 Prozent der 
Ausländer und 7,4 Prozent der Deut-
schen die Schule.6 Besonders drastisch 
sind die Unterschiede zwischen den 
zwei Gruppen, betrachtet man bei den 
Hauptschulabgängern und denjeni-
gen, die keinen Schulabschluss haben, 
die Gruppe, die ohne berufliche Aus-
bildung verbleibt: Türken 56,1 Pro-
zent, Italiener 50,3 Prozent und Deut-

sche 9,3 Prozent.7 
Die neuen Ergeb-
nisse der Bildungs-
forschung weisen 
darauf, dass das 

Problem der Bildungsintegration noch 
weit größer ist: Die Prozentzahlen 
verschieben sich weiter ungünstig für 
die gesamte Gruppe der Migranten 
(also Ausländer und Kinder mit Mig-
rationshintergrund).8

Wandel der Wahrnehmung

Was die Datenlage betrifft, wurde mit 
den international vergleichenden Bil-
dungsberichten wie PISA (sowie 
PIRLS/IGLU und TIMSS) Pionier-
arbeit in Deutschland geleistet. Sie 
haben die quantitative Dimension von 
Migration im deutschen Bildungssek-
tor nachgezeichnet, indem sie die Mi-
grationshintergründe von Kindern 
und Jugendlichen ermittelt haben. 
Dazu wurden die Kriterien Sprachge-
brauch in der Familie, Geburtsort der 

getesteten Person, Geburtsort der 
Mutter und des Vaters aufgenommen.9 
Die differenzierte OECD-Studie, die 
am 15. Mai 2006 in Berlin vorgestellt 
wurde, hat sich als vertiefende Studie 
von PISA 2003 nicht auf alle 40 PISA-
Länder bezogen, sondern nur die 
17 „Länder mit höchstem Migranten-
anteil“ analysiert. Dazu gehören 
neben Deutschland die OECD-Länder 
Australien, Belgien, Dänemark, 
Frankreich, Kanada, Luxemburg, 
Neuseeland, Niederlande, Norwegen, 
Österreich, Schweden, Schweiz, Ver-
einigte Staaten sowie die Partnerlän-
der Hongkong (China), Macau (China) 
und die Russische Föderation. Der 
Anteil der schulpflichtigen Kinder 
und Jugendlichen mit Migrationshin-
tergrund wird in Deutschland heute 
bereits auf etwa 30 Prozent geschätzt 
– Tendenz steigend.10 In den Bal-
lungsgebieten liegt ihr Anteil an der 
Gesamtschülerschaft zum Teil bei 70 
bis 90 Prozent. Der aktuellste interna-
tionale Bildungsbericht macht vor 
allem eines deutlich: Deutschland ist 
ein Einwanderungsland und muss 
sich nun endlich den Aufgaben eines 
Einwanderungslands stellen.

Die Studie bietet – neben den oben 
erwähnten alarmierenden Befunden – 
auch Impulse für anstehende politi-
sche Entscheidungen in Deutschland: 
In Ländern wie Australien, Kanada, 

6 Deutsche und ausländische Absolventen nach Abschlussarten, Schuljahr 2003/04, Statistisches 
Bundesamt 2005; vgl. www.destatis.de/basis/d/biwiku/schulab16.php. 
7 Cornelia Kristen: Ethnische Unterschiede im deutschen Schulsystem, Aus Politik und Zeitge-
schichte, B 21–22/2003, S. 26–32. Allerdings darf nicht unerwähnt bleiben, dass Ausländer in 
Deutschland vorwiegend unteren sozialen und bildungsfernen Schichten entstammen – ein Phä-
nomen der Migration, das bei klassischen Einwanderungsländern wie Kanada oder Australien 
nicht vorzufinden ist. 
8 Deutsches PISA-Konsortium (Hrsg.): PISA 2000, Basiskompetenzen von Schülerinnen und Schü-
lern im internationalen Vergleich, Opladen 2001 , S. 376. 
9 Für Integrationssteuerung wären zusätzliche Daten über Dauer und Zeiträume des Aufenthalts 
in Deutschland und anderen Ländern von Interesse. 
10 Deutsches PISA-Konsortium (Hrsg.): PISA 2000. Ein differenzierter Blick auf die Länder der 
Bundesrepublik Deutschland, Opladen 2002.
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Neuseeland sowie Macau (China) sind 
die Leistungen der Schüler mit Migra-
tionshintergrund mit denen der ein-
heimischen Schüler vergleichbar. Das 
heißt die dortigen Bildungssysteme 
ermöglichen den Migranten gleichbe-
rechtigt Erfolg. Hier kann viel gelernt 
werden. (Deutlich schlechter als die 
Einheimischen schneiden die 
Migrantenjugendlichen in Belgien, 
Dänemark, Deutschland, Frankreich, 
den Niederlanden, Österreich und der 
Schweiz ab: Die Bildungsintegration 
gelingt hier also weniger gut.) Zum 
Zweiten zeigt sich, dass in Kanada, 
Luxemburg, Schweden, der Schweiz 
und Hongkong (China) die Schüler 
der zweiten Generation deutlich bes-
ser abschneiden als diejenigen der ers-
ten Generation: Ein klares Gütesiegel 
für die Bildungsintegration der neuen 
Heimat, was ebenfalls Anlass für einen 
genaueren Blick auf die Integrations-
maßnahmen in diesen Ländern sein 
sollte. Und schließlich resümiert der 
Bericht, dass in allen untersuchten 
Ländern die Migrantenjugendlichen 
überdurchschnittlich motiviert sind, 
erfolgreiche Schüler zu werden11 – ein 
Schatz, auf den man bauen sollte.

In der Politik herrscht heute Kon-
sens darüber, dass in Deutschland die 
endlose Debatte über die Zuwande-
rung an sich nicht weiterführt und 
dass „unser Problem (…) die Integra-
tion“12 ist. Tatsächlich trägt der Wan-
del in der Problemwahrnehmung be-
reits erste Früchte: So werden etwa 

mit dem neuen Mikrozensusgesetz 
2005 (ab 1.1.2005 gültig) von nun an 
auch in Deutschland Daten über ein-
gebürgerte Deutsche, also ehemalige 
Ausländer, erhoben. Nun haben wir 
erste repräsentative Daten durch nati-
onale Anstrengungen. Langfristig kön-
nen so Entwicklungen der Population 
mit Migrationshintergrund nachvoll-
zogen werden.13 Dass es bei Integrati-
onskonzepten um mehr als die Inte-
gration von Ausländern gehen muss, 
spiegelt sich allerdings nicht immer 
konsequent im 
Sprachgebrauch 
wider: So kündigte 
die Bundesbeauf-
tragte für Migrati-
on, Flüchtlinge 
und Integration, Maria Böhmer (CDU) 
– deren Amt kürzlich noch „Bundes-
beauftragte für Ausländerfragen“ hieß 
– Anfang April 2006 nach dem „Hilfe-
ruf“ des Lehrerkollegiums der Berliner 
Rütli-Schule einen „nationalen Akti-
onsplan zur besseren Integration von 
Ausländern“ an.14

Endstation Hauptschule

Die Befunde der PISA-Studie 2003 
weisen auf tief greifende Probleme, 
die weit über den Bildungsbereich hi-
nauswirken: In Deutschland errei-
chen 21,6 Prozent der 15-Jährigen 
nicht die Kompetenzstufe 2 in Mathe-
matik, im Leseverständnis misslingt 
dies 22,3 Prozent und in den Natur-
wissenschaften liegt der Anteil bei 

11 OECD 2006 (Anm. 1), S. 2. 
12 Interview mit Bundesinnenminister Wolfgang Schäuble, Der Spiegel, 22.5.2006. 
13 Die Erhebungen umfassen auch (alle vier Jahre) Angaben zur Staatsangehörigkeit der Eltern 
der Befragten. Vgl. MZG-2005. BGBI.III/FNA 29–33. Gesetz zur Durchführung einer Repräsenta-
tivstatistik über die Bevölkerung und den Arbeitsmarkt sowie die Wohnsituation der Haushalte 
(Mikrozenusgesetz 2005) vom 24.6.2004; unter www.sadaba.de/GSBT_MZG_2005.html. Der 
neue Mikrozensus wurde am 6. Juni 2006 in Berlin vorgestellt. 
14 www.integrationsbeauftragte.de/download/Rede_Beauftragte_05_04_06.pdf.  

Mit dem neuen Mikrozensus-
gesetz werden jetzt auch 
Daten über eingebürgerte 
Deutsche erhoben.
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Ein Viertel der Schulabgänger 
ist nicht für eine 
Berufsausbildung geeignet. 

etwa 26.15 Das bedeutet, dass ein 
knappes Viertel der Schulabgänger 
mit einer Kompetenz in Lesen, Rech-
nen und Naturwissenschaften entlas-
sen wird, die sie nur unzureichend 

befähigt, den nor-
malen Alltag zu 
bewältigen und die 
als unzureichend 
für eine anschlie-

ßende Berufsbildung definiert wird. 
Damit gibt es einen Sockel von knapp 
25 Prozent Unvermittelbaren, die 
kaum eine Chance haben, jemals er-
werbstätig zu werden.

Hier wird deutlich, dass verfehlte 
Bildungsintegration weit reichende 
Konsequenzen hat. Neben dem Bil-
dungs- und Arbeitsmarktproblem geht 
es, umfassender betrachtet, um proble-
matische Verhaltensweisen und sozia-
le Räume: Viele Schulabgänger, bei 
denen eine Bildungsintegration nicht 
gegriffen hat, finden sich insgesamt an 
untergeordneten Positionen und in 
marginalen Handlungsräumen einer 
gesellschaftlichen Ordnung wieder 
und entwickeln zum Teil spezifische 
Selbstverständnisse, Identitäten und 
Habitusformen, die in andere Problem-
felder münden.16 Entsprechend klag-
ten die Lehrer der Neuköllner Rütli-
Schule im März diesen Jahres über ein 
alltägliches Klima der „Aggressivität, 
Respektlosigkeit und Intoleranz“ sei-
tens ihrer Hauptschüler,17 das nicht 
vor den Schultoren Halt mache.

Natürlich ergeben sich Integrati-
onsprobleme nicht allein aus miss-
lungener Bildungspolitik. Als desin-
tegrierend können verschiedene wei-
tere Faktoren wirken: fehlende Un-
terstützung aus dem Elternhaus, aber 
auch Verhaltensweisen und Reakti-
onsmuster in Medien und Politik. So 
kann etwa eine öffentliche Stigmati-
sierung anderer Länder und Nationa-
litäten, die Ausgrenzung von Migran-
ten und eine Ethnisierung von sozia-
len Problemen die Desintegration 
fördern.18

Probleme finden sich allerdings 
nicht nur bei Kindern von Zuwande-
rern – auch wenn das Bilder wie die 
der Rütli-Schule in Berlin (wo 83 Pro-
zent der Schüler einen Migrations-
hintergrund haben), suggerieren 
mögen: Die PISA-Studien zeigen 
ebenso, dass einheimische Kinder aus 
sozial schwachen und bildungsfernen 
Schichten im Vergleich zu Klassen-
kameraden aus bildungsaffinen Fami-
lien sehr schlecht abschneiden. „Bil-
dungsvererbung“ – das ist auch ein 
PISA-Befund – ist nirgendwo so hoch 
wie in Deutschland.19 Erhebliche Un-
terschiede im Sprachverständnis und 
Ausdrucksvermögen hat eine Berli-
ner Untersuchung bereits bei Vor-
schulkindern diagnostiziert. Ein 
hoher Anteil der Migrantenkinder 
und ein geringerer, aber immer noch 
starker Prozentsatz der einheimi-
schen Kinder verfehlten die Anforde-

15 Klaus Klemm: Kellerkinder auf dem Abstellgleis, in: Hermann Avenarius u.a. (Hrsg.): Bildung: 
Gestalten–Erforschung–Erlesen, München, Neuwied 2005, S. 137–148. 
16 Für die Migrantenkinder vgl. Britz (Anm. 5), S. 3. Bezüglich rechtsextremer Gruppierungen vgl. 
Klaus Wahl (Hrsg.): Skinheads, Neonazis, Mitläufer. Täterstudien und Prävention, Opladen 2003. 
17 Vgl. den Artikel „Deutschland: Debatte um Integrations- und Schulpolitik“, Migration und 
Bevölkerung, Newsletter, Ausgabe 3, April 2006. 
18 Vgl. Georg Ruhrmann: Fremde im Mediendiskurs. Ergebnisse empirischer Presse-, TV- und 
PR-Analysen, in: Matthias Jung, Martin Wengeler und Karin Böke (Hrsg.): Die Sprache des Migra-
tionsdiskurses. Das Reden über „Ausländer“ in Medien, Politik und Alltag, Opladen 1997, S. 58–70. 
19 Erstaunlicherweise hat die Kultusministerkonferenz auf diese Befunde nicht grundlegend reagiert. 
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rungen für einen erfolgreichen Schu-
leinstieg deutlich.20 Integrationspro-
bleme gehen auch bei den einheimi-
schen Kindern häufig weit über das 
rein kognitive Bildungsverhalten hin-
aus: So belegt die Forschung seit Jah-
ren, dass Kinder aus sozial schwa-
chen, bildungsfernen und problemati-
schen Familien besonders gefährdet 
sind, aggressive, intolerante und ex-
tremistische Orientierungen anzu-
nehmen.21 Es muss als Herausforde-
rung angenommen werden, diese 
Gruppen auf dem Weg der globalen 
Integration und der sich verändern-
den Lebens- und Arbeitswelten nicht 
(weiter) zu verlieren.

Maßnahmen und Programme

Maßnahmen zur Anhebung des Bil-
dungsniveaus von Kindern aus Zu-
wanderungsfamilien sind für eine 
nachhaltige soziale Integration unab-
dingbar. Ihre Integration muss ein 
klares politisches Ziel der Kommunen, 
Länder und des Bundes in der Bildung 
sein. Eine gleichberechtigte und kom-
petente Teilhabe an der Gesellschaft 
setzt Bildung voraus. Dem gesamten 
Bildungs- und Ausbildungssystem 
kommt somit eine Schlüsselfunktion 
für das Gelingen der Integration zu.

Bildung in Deutschland muss nicht 
nur die Chancengerechtigkeit aller Be-
völkerungsgruppen sichern, sie muss 
Menschen und Bürgern auch ermögli-
chen, in der Gesellschaft zu partizipie-
ren und dazu beitragen, die Ausbil-
dung von Aggressivität, Intoleranz 
und Extremismus zu verhindern. Die 

Integration von Kindern mit unter-
schiedlichen Ausgangssituationen 
sollte eine Selbstverständlichkeit für 
alle Bildungsinstitutionen sein. 

Empfehlungen, die aus den jüngs-
ten Befunden der international ver-
gleichenden Bildungsforschung resul-
tieren, beziehen sich (weiterhin) auf 
Maßnahmen und Programme der 
Sprachförderung. Zu Recht wird Spra-
che als Schlüssel zu einer erfolgrei-
chen Schullaufbahn und einer gelin-
genden sozialen Integration gesehen.

Tatsächlich haben sich die deut-
schen Schulen und Kindertagesstätten 
bereits in den vergangenen Monaten 
verstärkt auf die Anforderungen einer 
Einwanderungsgesellschaft eingestellt. 
So haben sie begonnen, Sprachförder-
programme umzusetzen. Vor diesem 
Hintergrund wurde auch begonnen, 
die Muttersprache der Kinder/Schüler 
und ihrer Eltern  
zu erfassen. Der 
Sprachunterricht 
wird bisher vor 
allem in der Früh-
förderung umge-
setzt. Eine langfristige oder im schuli-
schen Fachunterricht verankerte 
Deutsch-als-Zweitsprache-Förderung 
steht bislang kaum in Aussicht (bisher 
nur in Nordrhein-Westfalen). Die Er-
folge der bereits implementierten 
Maßnahmen werden sich allerdings 
naturgemäß erst in den kommenden 
Jahren zeigen. Dennoch ist die Verbes-
serung oder erstmalige Einführung 
von Sprachförderung in den Kitas und 
Schulen ein wichtiger Schritt. 

20 Berliner Senatsverwaltung für Bildung, Jugend und Sport (Hrsg.): Bärenstark 2003. Berliner 
Sprachstandarderhebung für künftige Erstklässler, Berlin 2004. 
21 Vgl. Klaus Wahl, Martina Ottinger-Gaßebner, Corinna Kleinert, Suzann-Viola Renninger:  
Entwicklungs- und Sozialisationsbedingungen für Toleranz, in: Bertelsmann Stiftung, Bertels-
mann Forschungsgruppe Politik (Hrsg.): Strategien gegen Rechtsextremismus. Band 1: Ergebnisse 
der Recherche. Gütersloh 2005, S. 16–79.

Das gesamte Bildungs-  
und Ausbildungssystem ist 
ausschlaggebend für das 
Gelingen von Integration.
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Die Grund- und Haupt-
schulen sollten mit einem 
umfassenden Integrations-
konzept gefördert werden.

Eine reife Datenlage ist für die 
systematische, kontrollierte Umset-
zung der Integrationsbemühungen 

unabdingbar. Nur 
durch ein gezieltes 
Bildungsmonito-
ring der Einwan-
derer an Schulen 
kann eine politi-

sche Steuerung der Integration – etwa 
eine gezielte Mittelvergabe für den 
Sprachförderunterricht an Schulen 
mit hohem Migrantenanteil – ermög-
licht werden.22 

Die drei Ebenen der Integration

Allerdings müssen Integrationsbemü-
hungen sowohl Kinder und Jugendli-
che mit Migrationshintergrund als 
auch Einheimische mit benachteilig-
ten und gefährdeten Hintergründen 
erreichen. Ein Integrationskonzept 
hätte vor allem diese Gruppen glei-
chermaßen zu fördern. 

Der internationale Vergleich kann 
auch der deutschen Bildungspolitik 
wichtige Impulse geben. Bezüglich der 
Sprachförderung hat sich in Deutsch-
land bereits einiges getan. Sprachförde-
rung allein reicht allerdings nicht, um 
die vielschichtigen Integrationsproble-
me zu bewältigen. Notwendig ist ein 
Konzept, das zwar den grundlegenden 
Komplex der Sprachförderung beinhal-
tet, aber zwei weitere Bereiche, die für 
eine erfolgreiche Integration wesent-
lich sind, einbezieht: Zum einen muss 

es zusätzlich um Orientierung/Inhal-
te/Normen gehen: Grundlegend hier-
für ist eine Auseinandersetzung mit 
Fragen des Miteinanders, der Verant-
wortung, der Chancen und der Pflich-
ten, die ein Leben in „kultureller Viel-
falt und demokratischer Gleichheit“23 
bietet und fordert. Den Rahmen dieses 
Integrationsbereichs könnten die Men-
schenrechte vorgeben. 

Zum anderen ist der Bereich der 
Prävention zu integrieren: Insbesonde-
re „Risikokinder“ – sowohl Einheimi-
sche als auch Migranten – müssen 
frühzeitig im Mittelpunkt der pädago-
gischen Arbeit stehen, um die Ausprä-
gung aggressiver, intoleranter und ex-
tremistischer Haltungen zu verhin-
dern. Ein Blick über den nationalen 
Tellerrand hinaus ist nicht nur in 
Bezug auf die Sprachförderung hilf-
reich, sondern kann ebenso in den Be-
reichen Orientierung/Inhalte/Normen 
und Prävention nützlich sein. Zudem 
kann auch eine Aufarbeitung des Fun-
dus an vielfältigen Programmen und 
Projekten, die bereits im nationalen 
Kontext durchgeführt werden (oder 
wurden), für die Konzeption eines In-
tegrationskonzepts bereichernd sein.24

Ein entsprechend gebündeltes In-
tegrationskonzept wäre für alle Schul-
typen und Kindertagesstätten wichtig. 
Allerdings sind die größten Probleme 
in den Grund- und Hauptschulen zu 
sehen. Deshalb mussen sie besonders 
gefördert werden. 

22 Der aktuelle deutsche Bildungsbericht vom Juni 2006 legt einen besonderen Schwerpunkt auf 
die Analyse von Bildung und Migration. Leider kann er keine neuen Daten anführen, sondern 
bezieht sich auf Pisa-Daten und den neuen Mikrozensus. Vgl. Bildung in Deutschland. Ein indika-
torengestützter Bericht mit einer Analyse zu Bildung und Migration, Bielefeld 2006. 
23 Seyla Benhabib: Kulturelle Vielfalt und demokratische Gleichheit. Politische Partizipation im Zeit-
alter der Globalisierung. Horkheimer Vorlesungen, Frankfurt a.M. 1999. 
24 Das CAP und die Bertelsmann Stiftung haben mit dem Projekt „Erfolgreiche Strategien gegen 
Rechtsextremismus“ (in dessen Rahmen u.a. die „Bildung für die Einwanderungsgesellschaft“ 
konzipiert wurde) hier bereits Vorarbeit geleistet. Vgl. Strategien gegen Rechtsextremismus, Band 1 
und 2, Gütersloh 2005 (Anm. 21).


